
Aufruf zum Ehrenamt:  
 

Macht braucht Kontrolle 
 

Von Wolfgang Lorenz; Vorsitzender 

 
 
 
 
 
 
 
 
aktiv waren, aber gerne einmal wissen möchten, wie Stadtpolitik gemacht wird. Dazu 

laden wir alle interessierten, redegewandten Damen und Herren ohne Parteibuch ganz 

herzlich ein. Die sofortige Mitgliedschaft im Stadtverband ist dazu nicht erforderlich. 
 

Wir Freien Wähler sind davon überzeugt, dass die absolute Mehrheit einer Partei im 

Stadtparlament keine Volksvertretung im Sinne der Verfassung sein kann und einer 

verstärkten parlamentarischer Kontrolle bedarf. Darin und in der Vertretung von 

Bürgerinteressen sehen wir unsere politischen Aufgaben. Deshalb beteiligen wir uns 

mit eigenen, unabhängigen Kandidatinnen und Kandidaten alle fünf Jahre an der Wahl 

zur Stadtverordnetenversammlung. 
 

Hier stellen wir zehn von 37 Abgeordneten und sind die zweitstärkste Fraktion. Darüber 

hinaus haben wir in allen Gremien der Stadt zwei Sitze. Meistens sind es unsere 

Vertreter, die durch aufmerksames Zuhören, genaue An- und Nachfragen oder gezielten 

Anträgen die Stadtpolitik beleben und kontrollieren. Für die Wählerinnen und Wähler 

sind wir damit zu einer echten Wahlalternative geworden.   
 

Parteilose Bürgerinnen und Bürger, die sich mit ihren Begabungen und Ideen am 

politischen Leben in Borken sowie der Stadtentwicklung aktiv beteiligen möchten, 

können sich ganz einfach über unsere Liste wählen lassen und als ein(e) Abgeordnete(r) 

im Stadtparlament Sachpolitik betreiben - wenn sie sich zur demokratischen Ordnung 

unseres Gemeinwesens bekennen und im Stadtgebiet wohnen.   
 

Kontakt: 
 

Marcel Pritsch-Rehm;  FWG-Fraktionsvorsitzender:        Mobil: 0178 – 827 1939 
 

Wolfgang Lorenz:  FWG-Stadtverbandsvorsitzender: Tel.Nr.:   05682 – 97 75 
 

In den Stadtteilen:  siehe www.fwg-borken.de;           Button � Kontakt 

Für die Wahl zum Stadtparlament im 

März 2016 möchten wir, die Freie 

Wählergemeinschaft Borken (FWG) allen 

Wählerinnen und Wählern wieder einen 

attraktiven Wahlvorschlag machen, der 

auch Damen und Herren aus der Kern-

stadt sowie den vierzehn Stadtteilen mit 

einbezieht, die bisher noch nicht politisch 


